
W enn wir an bewaffnete Aufstände 
oder gar Bürgerkriege denken, dann 
kommen uns Bilder von Gewalt und 

Desorientierung, Unordnung, ja Chaos in den 
Sinn. In der Tat werden innerstaatliche Kon-
flikte in Standarddefinitionen der Politikwissen-
schaft so gefasst: Mindestens eine Rebellen-
gruppe bekämpft die Regierung; will heißen: 
Ein oder mehrere nichtstaatliche Gewaltakteure 
wenden sich gegen die bestehende politische 
Ordnung, die in aller Regel und zumindest auf 
dem Papier eine staatliche Ordnung ist. In aller 
Regel und auf dem Papier deshalb, weil bei 
genauerem Hinsehen zuweilen deutlich wird, 
dass bereits vor Ausbruch des bewaffneten Kon-
flikts keineswegs eine eindeutig staatliche Ord-
nung herrschte, dass der Staat auch nicht immer 
in derselben Gestalt und mit denselben Mitteln 
auftritt und dass er an unterschiedlichen Orten 
eher als relativ denn als absolut präsent zu beur-
teilen ist. 

Die Bedeutung nichtstaatlicher Akteure in 
Westasien und Nordafrika
In der regional- und politikwissenschaftlichen 
Forschung zu Westasien (dem oft sogenannten 
»Nahen Osten«) und Nordafrika etwa wird schon 
lange die Rolle nichtstaatlicher Akteurinnen und 
Akteure bei der Herstellung und Aufrechterhal-
tung politischer Ordnungen betont. Zum einen 
springen sie oft dort ein, wo die staatliche Für-
sorge auch in Friedenszeiten nicht ausreichend 
ist. Ein Beispiel dafür sind die karitativen Aktivi
täten der ägyptischen Muslimbruderschaft. Zum 
anderen sind einige Gruppierungen so eng mit 
staatlichen Strukturen verwachsen, dass die 
Unterscheidung nichtstaatlich versus staatlich 
nicht mehr als zielführend erscheint (Pfeifer and 
Schwab, 2023). Die libanesische Hisbollah etwa 
gilt als Miliz oder, folgt man der Einordung 
diverser westlicher Staaten, sogar als Terror-
gruppe (Pfeifer, 2021). Aber auch Hisbollah  
ist karitativ tätig, betreibt Krankenhäuser und 

Bürgerkrieg und Chaos – diese beiden Begriffe scheinen  
eng beieinanderzuliegen. Doch auch Rebellengruppen und andere 
Bürgerkriegsparteien schaffen Ordnung(en) – und übernehmen 
dabei nicht selten Institutionen, Personal und Praktiken aus der Zeit 
vor der großen Veränderung.

Rebellion und Herrschaft
Politische Ordnung unter Bedingungen des bewaffneten Konflikts

von Hanna Pfeifer
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Schulen. Weil sie zudem in Teilen des Süd- und 
Ostlibanons faktisch die territoriale Kontrolle 
innehat, wird sie manchmal auch als »Staat im 
Staat« bezeichnet. Das wiederum erscheint aber 
als unzutreffend, wenn man beachtet, dass His-
bollah auch im Staat eine tragende Rolle hat. Sie 
ist immer wieder Teil der libanesischen Regie-
rung, sitzt im Parlament, stellt Minister. 

Auch ohne ein laufendes Bürgerkriegs- oder 
Gewaltkonfliktgeschehen ist also nicht immer 
eindeutig zu bestimmen, was die herrschende 
Ordnung eigentlich ausmacht. Wenn aber ein 
bewaffneter Konflikt ausbricht und mit Gewalt-
mitteln um Autorität gekämpft wird, dann kön-
nen sich Ordnungen vervielfältigen. Sie stehen 
als simultane Ordnungsangebote in unmittel
barer Konkurrenz zueinander und überlappen 
sich manchmal zeitlich oder räumlich. Derartige 
Situationen entstehen beispielsweise, wenn es 
einer Rebellengruppe oder einem anderen 
nichtstaatlichen Gewaltakteur gelingt, ein Terri-
torium unter Kontrolle zu bringen und für 
gewisse Zeit zu halten. In aller Regel leben in 
diesen Gebieten Zivilistinnen und Zivilisten 
(und manchmal auch verbleibende Mitarbeiter 
staatlicher Institutionen) und für die Rebellen 
stellt sich nun die Frage: Was tun mit ihnen? 

Rebellengruppen schaffen neue 
Ordnungssysteme
Für die meisten bewaffneten Gruppen bleibt  
es das »Hauptgeschäft«, die Zentralregierung, 
andere Rebellengruppen, manchmal auch inter-
nationale Kräfte oder Besatzungstruppen zu 
bekämpfen. Einige allerdings entscheiden sich 
dafür, das zivile Leben in den von ihnen kon
trollierten Gebieten zu organisieren und öffent

liche Güter und Dienstleistungen 
zur Verfügung zu stellen (Kasfir, 

2015). Die körperliche Unver-
sehrtheit der Zivilbevölkerung 
hat dabei Priorität. Neben der 
Verteidigung des Territoriums 

gehört dazu auch das Einrichten von lokalen 
Polizeikräften, die für Sicherheit »im Inneren« 
sorgen. Oft werden auch Streitschlichtungs
mechanismen geschaffen, vor allem in Form von 
Gerichten (Schwab and Massoud, 2022). Um 
sich und ihre Aktivitäten zu finanzieren, führen 
bewaffnete Gruppen zudem Steuersysteme ein. 
Manche Rebellengruppen errichten differen-
zierte institutionelle Strukturen und bieten 
immer komplexere Güter und Dienstleistungen 
an. Man spricht in der Forschung von unter-
schiedlich stark ausgeprägten Formen der »rebel 
governance« oder Rebellenherrschaft, die mehr 
oder weniger tief ins Leben der Zivilbevölkerung 
eingreift (Arjona, 2016). Warum aber investie-
ren Rebellengruppen ihre ohnehin knappen 
Ressourcen in derartige Unterfangen? 

Für einige Gruppen kann es sich aus einem 
Kosten-Nutzen-Kalkül heraus lohnen, wenn sie 
die Zivilbevölkerung mit anderen Mitteln als 
Zwang oder Bedrohung »managen«. Denn 
wenn auch gegen Zivilisten Gewalt eingesetzt 
wird, kann es zu einem kostspieligen Aufstand 
gegen die herrschenden Rebellinnen und Rebel-
len kommen, sodass diese im für sie schlimms-
ten Fall gegen die lokale Bevölkerung und ihre 
eigentlichen Kriegsgegner kämpfen müssen. 
Selbst wenn dieses Szenario nicht eintritt, sind 
Kontrolle und Sanktionen verhältnismäßig teuer 
– sofern die Zivilbevölkerung auch anders, 
bestenfalls freiwillig zur Folgsamkeit oder gar 
Kooperation bewegt werden kann. Herrschende 
Gruppen können dies bewerkstelligen, indem 
sie Güter und Dienstleistungen bereitstellen 
oder zivile Beteiligung und Mitbestimmung an 
der Herrschaftsausübung ermöglichen. Beides 
verschafft der Rebellenherrschaft Legitimität 
durch Output beziehungsweise Input. Manch-
mal stellen Zivilistinnen und Zivilisten fest, dass 
sich die Lebensbedingungen für sie in einigen 
Hinsichten sogar verbessern (Revkin, 2021). Das 
mag für die breite Bevölkerung zutreffen oder 
aber für bewusst nach religiösen, ethnischen 
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oder anderen Merkmalen bevorzugte Gruppen, 
die vom neuen System profitieren.

ISIS ordnungspolitisch ambitioniert
Manche nichtstaatlichen Gewaltakteure bemü-
hen sich auch darum, eine regelrechte »Proto-
ordnung« im beherrschten Gebiet aufzubauen, 
die die politische Ordnung, wie sie für die Zeit 
nach der vollendeten Revolution angestrebt 
wird, antizipiert und regelrecht erprobt (Stewart, 
2017). Auf lokaler, manchmal auch regionaler 
Ebene oder an unterschiedlichen Orten gleich-
zeitig wird ein neues Gemeinwesen konstituiert, 
werden Institutionen umorientiert oder erst 
geschaffen, werden Entscheidungsverfahren 
neu eingerichtet oder bereits bestehende jus-
tiert. Dass jetzt andere »Zustände herrschen«, 
wird symbolisch markiert (etwa durch das His-
sen einer neuen Flagge), in unterschiedlichen 
Arenen vorgeführt (durch die Präsenz von 
Sicherheitskräften in der Öffentlichkeit, durch 
Reden in den Medien, durch neue Verfahren in 
Institutionen und so fort), im Alltag nachvoll
zogen. Es soll gezeigt werden, dass hier eine 
dem Staat ebenbürtige, ja normativ überlegene, 
alternative politische Ordnung etabliert wurde 
(Aarseth, 2021). 

Die ISIS-Organisation, die sich selbst als 
»Islamischer Staat im Irak und Syrien« bezeich-
net, ist ein Beispiel für eine solche, ordnungs
politisch ambitionierte Gruppe. Auf dem Höhe-
punkt seiner Macht hielt »ISIS« 2014 ein 
Territorium in Syrien und im Irak, das der 
Größe des Vereinigten Königreiches entsprach. 
Die Gruppe machte Mosul, die zweitgrößte 
Stadt des Iraks, zur Hauptstadt. Die ISIS-Organi-
sation richtete diverse Ministerien (oder Regie-
rungsbüros, »dawawin«) ein, darunter ein Bil-

dungsministerium unter Leitung des Deutschen 
Reda Seyam (nom de guerre: Dhu al-Qarnayn), 
das zwischen 2014 und 2017 umfassende Refor-
men für das Schulsystem durchführte: Es straffte 
die Laufzeit der regulären Beschulung, veränderte 
Fächerkanon und Curricula, ließ neue Schul
bücher schreiben. Es schulte Lehrkräfte um, 
passte Wissensbestände seiner Ideologie an und 
versuchte, sich als Autorität im Bereich des 
Wissens, seiner Produktion und Vermittlung zu 
etablieren – und als solche das Vertrauen der 
Bevölkerung zu gewinnen.

In meiner derzeitigen Forschung befasse ich 
mich mit eben diesem System und analysiere 
zunächst, wie »ISIS« vorging, um Schulen 
umzugestalten, auf welche praktischen Pro
bleme die Organisation dabei traf und wie sie sie 
zu lösen suchte. Für eine solche Untersuchung 
ist eine Kontextualisierung im irakischen histo-
rischen Kontext (wie hat Bildung vor ISIS funk-
tioniert?) ebenso unabdinglich wie eine Analyse 
der gleichzeitig, aber an anderem Ort existieren-
den Bildungssysteme (wie wurde mit ISIS im 
Bildungssektor konkurriert?). Denn (Rebellen-)
Herrschaft vollzieht sich nie im luftleeren Raum, 
sondern muss sich auf vorher und gleichzeitig 
Bestehendes beziehen: es ablehnen, reformie-
ren, adaptieren oder weiterführen. Auch »ISIS« 
konnte nicht einfach mit Riegen neuer Lehr-
kräfte und Ministerialmitarbeiterinnen auf
warten, sondern musste Personal, Strukturen, 

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

•	� Rebellion und Bürgerkrieg werden oft 
mit Chaos gleichgesetzt. Aber auch 
Rebellen schaffen Ordnungen. 

•	� In Westasien, dem sogenannten 
»Nahen Osten« und Nordafrika, sind  
die Grenzen zwischen staatlicher und 
nichtstaatlicher Ordnung oft fließend. 
Die libanesische Hisbollah etwa gilt 
einerseits als Terrorgruppe, betreibt 
aber auch Schulen und Krankenhäuser. 

•	� Unter Umständen schaffen Rebellen 
neue Ordnungssysteme mit Polizei und 
Gerichten, Schulwesen und Steuer­
behörden. Dieser Aufwand kann sich 
für die Rebellengruppen lohnen, da sie 
die Zivilbevölkerung auf diese Weise 
hinter sich bringen können. 

•	� Eine besonders ordnungspolitisch 
ambitionierte Gruppe war die  
ISIS-Organisation, die sich selbst als 
»Islamischer Staat im Irak und Syrien« 
bezeichnet. Sie richtete Ministerien  
ein und führte Schulreformen durch. 

Bücherschrank einer Behörde 
des Bildungsministeriums in 

der Autonomen Region 
Kurdistan. Darin befinden sich 

Bände, die aktuell in der 
Schulbildung genutzt werden. 

Momentan werden in 
Kurdistan Bücher in fünf 
Sprachen produziert, um  

auch Minderheiten in der 
Schulbildung angemessen  

zu berücksichtigen.  
Dies ist auch ein bewusstes 
Zeichen gegen die tödliche  
»Purifizierungsagenda«, die  

ISIS verfolgt hatte.
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Gebäude und, mit als notwendig erachteten 
»quick fixes«, zumindest provisorisch auch altes 
Lehrmaterial übernehmen. Daran zeigt sich, 
dass politische Ordnungen über Revolutions-
versuche hinweg – mögen diese nun gelingen 
oder nicht – viel Kontinuität aufweisen, oftmals 
aus rein praktischen Gründen. Für diejenigen, 
die eine neue Ordnung einführen wollen, stellt 
sich dann die Frage: Wie können sie trotz 
begrenzter Ressourcen, unter hohem Zeitdruck 
und angesichts von Performance-Erwartung über-
zeugend verdeutlichen, dass tatsächlich eine 
Revolution stattgefunden hat?

Um dieses Problem zu untersuchen, habe ich 
gemeinsam mit Abdulsatar Sultan von der 
Catholic University in Erbil im Rahmen von 
Feldforschung im Irak umfangreich Daten 
erhoben, von Interviews mit Lehrerinnen und 
ehemaligen Schülern über Beobachtungen in 
Ministerien und Schulen bis hin zu Schul
büchern, Curricula und Regierungsdokumen-
ten. Dabei konnten wir auch auf eine Daten-
sammlung zurückgreifen, die ich bereits zuvor 
mit Houssein Al Malla vom German Institute for 
Global and Area Studies Hamburg erstellt hatte. 

Eine vorläufige Einsicht ist, dass das genannte 
Problem unabhängig davon besteht, ob es sich 
um eine Regierung in einem neuen politischen 
System, dritte Staaten oder Rebellengruppen 
handelt. Im Fall des Bildungssektors im Irak 
deutet sich an, dass die amerikanische Besat-
zungsmacht, die Regierung der Autonomen 
Region Kurdistan und die ISIS-Organisation in 
ähnlichen Sequenzen vorgingen, um den jewei-
ligen Umbruch in Schulen und Universitäten 
umzusetzen. Dies beinhaltete zum Beispiel  
das systematische Verdrängen und Auslöschen  
von Wissensbeständen, den Ad-hoc-Einsatz von 
temporären Substituten aus anderen Bildungs-
systemen (Schulbücher, Modellcurricula und so 
weiter), transnationales Lernen und den Auf-
bau eigener Material- und Wissensbestände 
ebenso wie das Übernehmen von Formen der 
Wissensproduktion und -vermittlung und von 
Personal und Institutionen aus dem jeweils 
»überkommenen« System. 

Im Rahmen der Forschungsinitiative Con-
Trust untersuchen mehrere Dutzend Kolleginnen 
und Kollegen der Goethe-Universität und des 
Peace Research Institute Frankfurt (PRIF), wie im 
Konflikt, ja sogar unter Bedingungen extremer 
Ungewissheit wie Massenprotesten, Revolutio-
nen oder Bürgerkriegen Vertrauen entstehen 
kann (Pfeifer and Weipert-Fenner, 2022). Spezi-
fisch verfolge ich in diesem Zusammenhang die 
Frage, wie unterschiedliche Akteure versuch-
ten, das Vertrauen der irakischen Bevölkerung 
zu gewinnen – in das neue politische System im 
Allgemeinen und als Autorität im Feld des Wis-
sens im Besonderen. Denn wenn sich Ordnungen 
überlappen und ablösen, werden auch Wissens-
bestände systematisch entwertet, Wahrheit wird 
zu einem umkämpften Feld. Wem kann eine 
Zivilistin unter Bedingungen wechselnder Herr-
schaft noch vertrauen? Diese Frage stellt sich 
drängend in Bezug auf den Irak, hat aber auch 
Relevanz in ganz anderen Kontexten – so  
etwa dem deutschen. Auch hier bearbeiten wir 
gesellschaftlich nach wie vor die Folgen zweier 
konkurrierend bestehender Ordnungen, von 
denen eine mit der deutschen Wiedervereini-
gung jäh endete; auch in Deutschland erleben 
wir Vertrauenskrisen in politische Institutionen 
ebenso wie in Wissensbestände, und diese 
Krisen haben nicht zuletzt mit diesen und künf-
tigen Umbrüchen zu tun. Die vergleichende und 
interdisziplinäre Untersuchung ist ein lohnens-
wertes Zukunftsprojekt mit den Nachbar
disziplinen der Politikwissenschaft im Profil­
bereich »Orders and Transformations« der 
Goethe-Universität. 
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